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A.

Eine Neugliederung des Lehrkörpers muß sidr in erster Linie an den
Aufgaben orientieren, die der Hodrsdrule heute gestellt sind. Sie

sind drarakterisiert durdr die ,,Verbindung von Forsdrung und Lehre,
das heißt heute die Verbindung einer sidr stark spezialisierenden,
nur in Zusammenarbeit vieler Menschen mit einem hohen Aufwand
an apparativen Einrichtungen zu erfüllenden und daher meist an
Institute gebundenen For,sdrungsaufgabe mit der Aufgabe, eine
rasdr wachsende Zahl junger Mensdren für ihre Funktionen in einer
Gesellsdraft vorzubilden, die ihre Probleme nur nodr mit Hilfe der
Wissenschaft zu lösen vermag' (Anregungen zur Gestalt neuer Hoch-
sdrulen, S, 9). Die traditionelle Struktur der Lehrkörper, die im
wesentlidren nur die für das Fadrgebiet verantwortlichen Lehrstuhl-
inhaber, die gewisserrnaßen ständig in ,,Wartestellung auf einen
Lehrstuhl' befindlidren Dozenten sowie die den Lehrstuhlinhabern
zugeteilten und von ihnen abhängigen Assistenten kennt, genügt
den heutigen Bedürfnissen nicht mehr: die Forsdrung benötigt einen
größeren Arbeitsstab von versdrieden spezialisierten, auf Dauer
besdräftigten Kräften, und die Lehre muß angesidrts der wachsenden
Stoffülle und der hohen Studentenzahlen, jedenfalls in den soge-
nannten Massenfädrern, wesentlidr intensiviert werden.

Der Wissensdraftsrat hat bereits in den Empfehlungen von 1960

Vorsdrläge zur Eingliederung neuer Dauerstellen in die Lehrkörper
der wissensdraftlidren Hodrsdrulen vorgelegt, die durch Empfehlun-
gen zur Stellung der Wissensdraftlidren Räte und der Abteilungs-
vorsteher vom 23. 11. 1963 ergänzt wurden. Diese Vorsctrläge sollten
den Fakultäten und Hodrsöulen die MögliÖkeit geben, ihre Lehr-
körper durdr Einridrtung soldrer Stellen zu ergänzen. Die bisher
gewonnenen Erfahrungen zeigen jedodr, daß hiervon noü nicht in
dem angestrebten und notwendigen Umfang und vielfactr auch nicltt
in der ridrtigen Weise Gebraudr gemadrt worden ist. Dafür gibt es

mehrere Ursadren: zum Teil fehlen noö die gesetzlidren Regelungen;
die akademisdre Stellung und der Aufgaben- und Pflidrtenkreis der
Inhaber neuer Dauerstellen sind weittr,in nodr ungeklärt; überdies
sind die Bedürfnisse der Fakultäten bzw. der einzelnen Gebiete



verschieden. Insbesondere in den medizinisdren Fakultäten, wo zu
Forschung und Lehre als gleidrwertige Aufgabe der ärztliche Dienst
an den Kranken hinzutritt, und in den ingenieurwissensdraftlidren
Fakultäten, die mehr als andere Bereidre eine enge Verbindung mit
der Praxis pflegen, stellen sich die Probleme anders als in den
geisteswissensdraftlichen oder naturwissensdraftlichen Fakultäten.
Auch innerhalb einer Fakultät muß jedenfalls hinsidrtlidr der Be-
dürfnisse des akademischen Unterridrts zwisdren den ,Massen-
fächern" und den kleineren Gebieten, für die die bisherige Struktur
des Lehrkörpers im großen und ganzen ausreidren mag, untersdrieden
werden.

Aus diesen Gründen muß eine Neugliederung des Lehrkörpers ange-
strebt werden, die einen möglidrst einfadren und übersichtlichen
AuJbau mit der notwendigen Differenzierung der Funktionen ver-
einigt. Diesem Ziel dienen die nadrstehenden, von der herkömmlichen
Ordnung, aber audr von den bisherigen Vorschlägen des Wissen-
schaftsrates mehrfadr abweidrenden Empfehlungen. Indessen lehren
alle bisherigen Erfahrungen, daß eine Neuordnung der Stellenpläne
für sidr allein nicht ausreidrt, um die gested<ten Ziele ua, erreidlen.
Vielmehr müssen diese Maßnahmen im Zusammenhang mit der
Organisationsform einer Hochsdrule, vor allem ihrer Gliederung, den
Funktionen der Organe der akademischen Selbstverwaltung und
deren Zusammenspiel gesehen werden. Audr hierauf wurde bereits
in den ,,Anregungen' (S. 10) hingewiesen.

Durdr eine Vergrößerung und Neugliederung des Lehrkörpers er-
halten die Lehrstuhlinhaber bei vielen Aufgaben wertvolle Hilfen.
Zuglei& erwadrsen ihnen aber audr umfangreidre neue organisato-
risdre und verwaltungsmäßi.ge Pflidrten, die die erwünsdrte Ent-
lastung in Frage stellen. Deshalb sollte angestrebt werden, die Auf-
gaben der Selbstverwaltung so zu organisieren, daß der erforderlidre
Arbeitsaufwand verteilt und mit einer möglidrst geringen Belastung
für den einzelnen verbunden ist. Dies kann dadurdr gesdrehen, daß
die engeren Fakultäten nur in den widrtigsten Angelegenheiten, wie
z. B. Berufungen, selbst entsdreiden, dagegen andere Aufgaben auf
Abteilungen, ständige Kommissionen und Ausschüsse übertragen,
in denen außerordentlidre Professoren und Hodrsdruldozenten gleidr-
bereütigt mit Lehrstuhlinhabern zusammenwirken und an denen
Mitglieder des weiteren Lehrkörpers beteiligt werden.

Ahnli&es gilt für die Organisation der Institute. Diese werden heute
in der Regel nadr dem Direktoratsprinzip einheitlidr geleitet. Neben
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anderen Nadrteilen, auf die einzugehen hier nidrt der Ort ist, führt
dieses Prinzip bei der Entwid<lung vieler Institute zu Großbetrieben
mehr und mehr dazu, daß der Institutsdirektor einen erheblidren Teil
seiner Arbeitskraft der Erledigung von Verwaltungsgeschäften zu-
wenden muß. Audr hier ist an eine Arbeitsteilung zu denken. Daß
jeder Lehrstuhlinhaber über ein eigenes Institut verfügt, ist, von der
Sadre her gesehen, ohnehin vielfadr nidrt notwendig und oft nur
das Ergebnis einer älteren Entwidclung oder eines falsdren Prestige-
denkens. Vielmehr sollten Lehrstuhlinhaber gleicher oder verwand-
ter Fachridr.tungen in einem gemeinsamen Institut, das in Abteilungen
gegliedert ist, arbeiten (vgl. ,Anregungen", S. 19). Bei gemeinsamen
Instituten wird die kollegiale Leitung mit turnusmäßiger Gesdräfts-
führung am zwe&.mäßigsten sein. Wenn Abteilungen von Hodrschul-
lehrern geleitet werden, die nidrt Lehrstuhlinhaber sind, müssen sie
an der Leitung des Instituts beteiligt werden.

Mit diesen Vorsdrlägen soll nidrt nur eine Entlastung der Lehrstuhl-
inhaber erreidrt werden. Ebenso widrtig ist es, daß sidr mit dem
Wadrsen der Lehrkörper das hierardris&e System nidrt etwa weiter
verfestigt. Diese Gefahr liegt nahe. Daher muß durch geeignete
organisatorisctre Maßnahmen sidrergestellt werden, daß alle Hodr-
sdrullehrer wirklidr und nidrt nur deklam'atorisdr als Glieder einer
Gemeinsdraft von Gelehrten wirken, die in der wissensdraftlidren
Arbeit gleidrberedrtigt sind.

Es wäre deshalb erwünsdrt, daß die Neugliederung der Lehrkörper
und die Reorganisation der Hodrsdrulen und ihrer Institute Hand in
Hand gehen.



B.

I. Unter Berüdcsidrtigung der Ausführungen in Abschnitt A wird
vorgeschlagen:

I. 1. Lehrstuhlinhaber sind künftig nur die ordentlichen Professoren;
die bisherige Einteilung der Lehrstühle in zwei Kategorien - Ord,i-
nariate und Extraordinariate - entfällt. Extraordinariate der bis-
herigen Art werden nicht mehr gesdraffen, für die Inhaber derarti-
ger Stellen müssen Uberleitungsbestimmungen vorgesehen werden
(s. S. 17).

L 2. Die vom Wissenschaftsrat empfohlenen Stellen für ,,Abteilungs-
vorsteher und Professoren" und für ,,Wissensdraftlidre Räte und
Professoren' erhalten die einheitlidre Bezeidrnungi,,außerordentlidre
Professoren". Den Stelleninhabern sind bestimmte Funktionen in
Forsdrung und Lehre zu übertragen.

I. 3. Als Durdrgangsstellen für den wissensdraftlidren Nadrwuchs
sind die Stellen für Hoctrsdruldozenten (bisher Diätendozenten) und
für wissenschaftliche Assistenten bestimmt.

L 4. Die Honorarprofessoren, die Privatdozenten und die Lehrbeauf-
tragten sind Mitglieder des Lehrkörpers einer Hodrsdrule, ohne daß
dadurch ein Beamten- oder Angestelltenverhältnis begründet wird.
In dem Maße, in dem sie innerhalb der Hodrsdrulen Lehr- und For-
schungsaufgaben wahrnehmen, muß ihnen die Mitbenutzung von
Institutseinrichtungen möglich sein.

I. 5. Für inhaltlidr begrenzte Daueraufgaben in Forsdrung und/oder
Lehre sind die Akademisdren Räte und die Kustoden vorgesehen,
die Beamte auf Lebenszeit sind. Sie ergänzen und unterstützen die
Arbeit der Hodrschullehrer auf bestimmten Gebieten durdr Uber-
nahme von Forsdrungs- oder Unterridrtsfunktionen, Betreuung von
wissensdraftlidren Sammlungen und Geräten usw.

Aufgaben dieser Art können audr Beamten aus Bereidren außerhalb
der Hodrsdrulen, z. B, der höheren Sdrulen und Fadrsdrulen, der
Geridrte, der inneren Verwaltung und des Gesundheitswesens über-
tr,agen werden, die zeitweise an Hodrsdrulen abgeordnet sind (vgl.
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Empfehlungen von 1960, S. 445), oder wissenschaftlidren Mitarbeitern
im Angestelltenverhältnis.

Hinsidrtlidr der Lektoren wird auf die Empfehlungen von 1960 (S.66)

verwiesen.

II. Im folgenden werden die vorgesehenen Stellenarten, soweit es

sidr um Beamte handelt, zum besseren Verständnis nadr verschiede-
nen, in bestimmter Reihenfolge angeordneten Gesichtspunkten dar-
gestellt, nämlidr

a) den Aufgaben in Forsdrung und Lehre,

b) den Voraussetzungen für die Ernennung,

c) den Hodrsdrulorganen, die die Ernennungsvorschläge vorlegen,

d) der beamtenrechtlidren Stellung und der Besoldung,

e) der Stellung in der akademisdten Selbstverwaltung,

f) der Bindung an'Weisungen,
g) der Verfügung über einen eigenen Sadretat und eigenes Personal.



II. 1. Ordentlidre Professoren

a) Der ordentlidre Professor ist Inhaber eines planmäßigen Lehr-
stuhls. Er nimmt ein Fadr in Forsdrung und Lehre wahr, in der Regel
gemeinsam mit anderen Lehrstuhlinhabern und anderen Hodrschul-
lehrern. Er trägt audr die Verantwortung für die Heranbildung des
wissensdlaftlidren Nadrwudrses.

Ihm können die Funktionen eines gesÖäftsführenden Direktors bzw.
Mitdirektors eines Instituts (Seminars) sowie eines Abteilungsleiters
im Institut übertragen werden; das gleiche gilt sinngemäß für die
Klinik. Seine Rechte und Pflichten ridrten sich insoweit nach den
Hodrsdrulsatzungen und den staatlidren Bestimmungen.

b) Die Quatrifikation wird durdr Leistungen erbradrt. die eine erfolg-
reidre Tätigkeit als Lehrstuhlinhaber erwarten lassen.

c) Die Berufung erfolgt auf Grund eines Vorschl.ags der Fakultät
(bzw. des Hodrschulorgans, das die entspredrenden Funktionen der
Fakultät wahrnimmt, z. B. die Abteilung), zu dem ein zentrales
Kollegialorgan (Senat) begründet Stellung nimmt. In dem Vorsdrlag
sind drei geeignete, in der Regel habiLitierte Personen zu nennen,
die nidrt der vorsdrlagenden Fakultät angehören sollen.

d) Der ordentlidre Professor ist Beamter auf Lebenszeit, er wird
emeritiert, in der Regel mit 68 Jahren. Die Besoldung erfolgt nadr der
Besoldungsordnung für Hodrsdrullehrer zuzüglich einer Kolleggeld-
pauschale.

e) Der ordentliche Professor ist M,itträger der akademischen Selbsi-
verwaltung und hat ein umfassendes Mitwirkungsredrt in ihren
Organen nadr Maßgabe der jeweiligen Hodrsdrulsatzung. Er ist Mit-
glied der engeren Fakultät und des Konzils bzw. Großen Senats
und besitzt das passive Wahlredrt zum Amt des Rektors und des
Dekans sowie zum Wahlsenator.

f) Der ordentlidre Professor ist hinsidrtlich des Inhalts von Forsdrung
und Lehre frei, im übrigen an die bei der Berufung übernommenen
Pfliöten und an die Beschlüsse der Hodrsdrulorgane gebunden,
insbesondere an die von der Fakultät oder Abteilung aufgestellten
Lehrpläne.

g) Der ordentlidre Professor erhält die zur Erfüllung seiner Lehr-
und Forsdrungsaufgaben erforderlidren sadrlidren und personellen
Mittel.
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IL 2. Außerordentlidre Professoren

a) Der a. o. Professor nimmt ein Fadr in Forschung und Lehre wahr,
in der Regel gemeinsam mit Lehrstuhlinhabern und anderen Hodr-
sdrullehrern. Ihm können folgende Funktionen übertragen sein:

l' die wissensdraftlidre Vertretung spezieller Fadrgebiete, insbe-
sondere neu sidr entwid<elnder Gebiete;

2. die Leitung von größeren Abteilungen in Instituten (Kliniken,
Seminaren) und Forsdrungszentreni

3. in Fä&ern mit großem Umfang die Erfüllung von Lehr- und
Forsdrungsaufgaben in einem bei der Einweisung in die Stelle zu
bestimmenden Pfl idrtenkreis.

Bei den akademisdren Prüfungen hat er volles prüfungsrecht; bei
staatlichen Prüfungen wird er in gleidrer Weise wie die ordentlichen
Professoren hinzugezogen.

b) Die Qualifikation wird durch Leistungen erbracht, die nach ihrer
Art und ihrer Dauer erwarten lassen, daß der Hochschullehrer den
ihm als außerordentlidrem Professor gestellten Aufgaben gewachsen
sein wird. In der Regel ist dafür die Habilitation Voraussetzung.

c) Die Stellen stehen in der Regel der Gesamthodrschule zur Ver-
fügung und werden auf Vorsdrlag des Senats besetzt. Soweit es sich
um Stellen handelt, die dauernd oder für längere Zeit einem Institut
zugeordnet sind, erfolgt die Ernennung auf Vorsdrlag der Instituts-
leitung und der Fakultät mit Stellungnahme des Senats.

In beiden Fällen handelt es sidr nicht um ein Berufungsverfahren
mit Dreierliste, jedodr ist die Einholung und Beifügung auswärtiger
Gutadrten erforderlich. In die Auswahl können Angehörige der
eigenen Hodrsdrule einbezogen werden; dies darf jedoch nicht aus
Gründen der Versorgung geschehen.

d) Der a. o. Professor ist Beamter auf Lebenszeit und wird nach der
Besoldungsordnung für Hochsdrullehrer besoldet. Daneben erhält er
eine einheitli&e Kolleggeldpauschale. In begründeten besonderen
Ausnahmefällen, für die noch Richtlinien auszuarbeiten sind, sollte
es den Kultusministern möglich sein, höhere Kolleggeldpauschalen
oder Stellenzulagen zu gewähren. Die Vereinbarung von Sonder-
gehältern und die Vorwegnahme von Dienstaltersstufen bei der
Besoldung sind nidrt vorgesehen. Bei Erreidrung der Altersgrenze
(in der Regel mit der Vollendung des 65. Lebensjahres mit der Mög-



lidrkeit der Verlängerung bis zum 68. Lebensjahr) wird der a. o. Pro-
fessor pensioniert, also nicht emeritiert.

e) Die a, o. Professoren wirken in weitem Umfang an den Aufgaben
der akademisdren Selbstverwaltung mit. An Kommissions-, Abtei
lungs- und Ausschußarbeiten werden sie voll und gleichberechtigt
beteiligt, in die engere Fakultät und in den Senat entsenden sie eine
Gruppenvertretung.

f) Die a. o. Professoren sind in gleidrer Weise an die Beschlüsse der
Hochsdrulorgane gebunden wie die ordentlidren Professoren. Soweit
ihnen Funktionen innerhalb der Institute übertragen sind, sind sie
in organisator,ischen und Verwaltungsangelegenheiten dem geschäfts-
Iührenden Institutsdirektor bzw. dem Direktorenkollegium gegenüber
weisungsgebunden.

g) Die a. o. Professoren erhalten die zur Erfüllung ihrer Lehr- und
Forsdrungsaufgaben erforderlidren sachlichen und personellen Mittel.
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IL 3. Oberärzte

a) Oberärzte sind im Bereidr der klinischen Medizin die nädrsten
Mitarbeiter der mit der Leitung von Kliniken oder klinisdren Abtei-
lungen betrauten Lehrstuhlinhaber. Sie haben demgemäß in fallweise
zu bestimmendem Umfang die Aufgabe, den Leiter in der ärztlidren
Behandlung und Betreuung der Patienten, in der Kliniksverwaltung
und als Dozenten in Forsdrung und Lehre zu unterstützen und ihn im
Verhinderungsfalle zu vertreten. Sie haben audr die klinisdre Aus-
bildung der wissens&aftlidren Assistenten und der Studenten zu
überwadren.

Entsprechendes gilt für die Oberärzte in klinisdren Instituten.

b) Die Ernennung zum Oberarzt setzl die Habilitation voraus,

c) Die Ernennung erfolgt auf Antrag des Lehrstuhlinhabers.

d) Der Oberarzt ist Beamter ,auf Widerruf und wird nadr der Besol-
duugsordnung für Hodrsdrullehrer besoldet; daneben erhält er eine
Kolleggeldpausdrale. Oberärzte, die zum Stellvertreter des Leiters
der Klinik bestellt sind (leitende Oberärzte), werden besoldungsmäßig
den außerordentlichen Professoren gleidrgestellt.
In versorgungsredrtlidrer Hinsidrt finden die für Beamte auf Lebens-
zeit geltenden Vorsdrri.ften entsprechende Anwendung.

e) Es gilt das gleidre wie bei den a. o. Professoren.

f) Die Oberärzte sind in dieser Funktion dem Lehrstuhlinhaber
gegenüber weisungsgebunden, im Hinbl,idr auf ihre Lehr- und For-
sdrungstätigkeit gilt das gleidre wie bei den Hodrsdruldozenten.

g) Es gilt das gleiche wie bei den Hodrsdruldozenten.
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II. 4. Hodrsdruldozenten

a) Der Hodrsdruldozent ist ein auf seinem Faögebiet in Forsdrung
und Lehre in beamteter Stellung hauptberuflidr tätiger Privatdozent.
Ihm können besondere Lehrverpflidrtungen oder bestimmte Aufgaben
innerhalb eines Instituts (Klinik, Semir:rar) übertragen werden.

b) Voraussetzung für die Einweisung in die Stelle ist die Habilitation.

c) Der Ernennungsvorsdrlag erfolgt durdr den Senat auf Antrag
einer Fakultät.

d) Der Hochschuldozent wird ins Beamtenverhältnis auf W,iderruf
berufen und nadr der Besoldungsordnung für Hochschullehrer be-
soldet; daneben erhält er eine Kolleggeldpauschale. Wird er nadt
Ablauf von adrt Jahren nicht in eine Beamtenstelle auf Lebenszeit
übernommen, so soll das Beamtenverhältnis widerrufen werden.
Beim Aussdreiden aus dem öffentlidren Dienst wird ihm eine ange-
messene Abfindung gezahlt, die ihm den Au-tbau einer Existenz
außerhalb der Hodrsdrule erleichtert. Scheidet er auf eigenen Antrag
ausr so kann ihm die Abfindung ebenfalls gewährt werden.

In versorgungsredrtlidrer Hinsidrt finden die für Beamte auf Lebens-
zeit geltenden Vorsdrriften entspredrende Anwendung.

e) Es gilt das gleidre wie bei den a. o. Professoren.

f) Abgesehen von der Bindung an die Beschlüsse der Hochsdrulorgane
und dem ihm gegebenenfalls übertragenen besonderen Pflidrten-
kreis unterliegt der Hodrsdruldozent als soldrer keinen Weisungen.
Nimmt er eine Funktion innerhalb eines Instituts wahr, so gilt das-
selbe wie für a. o. Professoren.

g) Der Hochsdruldozent hat Anspruch auf Mitbenutzung der Instituts-
einridrtungen. Nadr näherer Bestimmung durch die Institutsleitung
können ihm Sachmittel und Personal zur eigenen Verfügung zugeteilt
werden.
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II. 5. Wissensdraftlidre Assistenten

a) Der wissenschaftlidre Assistent unterstützt den Hodrsdrullehrer,
dem er zugewiesen ist, in allen Aufgaben, die sidr aus dessen Stel-
lung in der Hodrsdrule ergeben. Er ist d,aneben zur eigenen wissen-
sdraftlidren Arbeit und Fortbildung verpflichtet. Ihm ist dazu aus-
reidrend Gelegenheit zu geben. Habilitationsanwärter sollen geraume
Zeit vor der Habilitation soweit wie möglidr von anderen Aufgaben
freigestellt werden.

Diese oder andere Aulgaben können einem Assistenten audr ohne
Zuweisung an einen bestimmten Hodrsdrullehrer übertragen werden.

b) Die Ernennung setzt eine durdr Prüfung abgesdrlossene Hodrsdrul-
ausbildung voraus, in der Regel die Promotion. Im Bereidr der
Ingenieurwissenschaften sowie der Landbau- und Forstwissensdraften
genügen statt der Promotion Diplomhauptprüfungen bzw. Staats-
prüfungen.

c) Die Ernennung erfolgt auf Antrag eines Hodrsdrullehrers.

d) Der wissenschaftlidre Assistent ist Beamter auf Widerruf, in der
Regel für die Dauer von zwei bis sedrs Jahren. Eine Verlängerung
ist nur möglidr, wenn in absehbarer Zeit mit seiner Ftrabilitation zu
redrnen ist oder wenn er zur Förderung seiner Ausbildung das Fach-
gebiet gewechselt hat.

e) Die Frage der Beteiligung der wissensdraftlichen Assistenten an
der akademisdren Selbstverwaltung bleibt den Uberlegungen zur
Reform dieser Selbstverwaltung vorbehalten.

f) Der wissensdraftli&e Assistent unterliegt, wenn er einem Hodt-
sdrullehrer zugewiesen ist, dessen Weisungen, sonst den Weisungen
der Institutsleitung oder der Fakultät.
Die Fakultäten beauftragen einen oder mehrere Hochsdrullehrer mit
der Aufgabe, sidr in Zusammenarbeit mit der Senatskommission für
NadrwuÖsförderung der Pflege des wissensdraltlidren Nadrwudrses
unter den Assisteuten kontinuierlidr anzunehmen.

g) Die wissenschaftliüen Assistenten haben keinen eigenen Sadretat.
Die Mitbenutzung der Einridrtungen eines Instituts zur eigenen
wissensdraftlichen Arbeit muß aber gesichert werden; Näheres be-
stimmt die Institutsleitung.
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IL 6. Akademisdre Räte und Kustoden

a) Akademisdre Räte und Kustoden. Die Stellengruppe trägt bisher
auch oft andere Bezeidrnungen, z. B. ,,Wissensdraftliche Räte", Kon-
servatoren, Observatoren usw. Ihnen können folgende Daueraufgaben
übertragen sein:

1. Unterridrtsaufgaben, die der Wissensvermittlung, der metho-
disdren Sdrulung oder der Berufsvorbildung der Studenten dienen.
Es handelt sidr hierbei um Unterridrtstätigkeiten, die einerseits
dem Niveau der Hodrsdrule angemessen sein müssen, andererseits
von den Professoren und Dozenten bei den jetzigen und audr
künftig zu erwartenden Studentenzahlen in mandren Disziplinen
nicht geleistet werden können, ohne daß sie ihren sonstigen Auf-
gaben entzogen werden.

2. Die Sorge für den Sadrbestand der Institute, z. B. die Hand-
habung und Uberwadrung von komplizierten wertvollen Geräten,
die Betreuung von Sammlungen, des wissenschaftlidren Be-
sdraffungswesens, der Institutsverwaltung u. ä.

3. Spezielle Hilfsfunktionen bei langfristigen Forsdrungsaufgaben,
z. B. Editionen, Wörterbüchern, Analysen, Redren-, Meß- und
Prüfarbeiten.

Die Aufgaben können audr miteinander kombiniert sein, z. B. wird
Kustoden in der Regel audr die Unterweisung im Gebrauch der von
ihnen betreuten apparativen Ausstattung übertragen sein.
Den Aufgabenkreis im Einzelfall bestimmt in der Regel die Instituts-
leitung, in besonderen Fällen die Fakultät.

b) Voraussetzung für die Ernennung ist eine abgesdrlossene wissen-
s&aftlidre Ausbildung. Für Unterridrtsaufgaben in Fädrern, in denen
nadr den Laufbahnvorsdrriften des Staatsdienstes Staatsexamina ab-
gelegt werden müssen, werden diese audr hier gefordert. Im übr,igen
kommen wahlweise die Promotion, die Magisterprüfung, das Diplom-
examen oder entspredrende ausländische Examina in Frage. In der
Regel wird eine zweijährige Bewährung als wissensdraftlidrer
Assistent vorausgehen. Die Habil,itation ist nidrt erforderlich.

c) Die Stellen werden auf Vorsdrlag der Institutsleitung im Beneh-
men mit der Fakultät besetzt.

d) Akademisdre Räte und Kustoden sind Beamte auf Lebenszeit. Der
Ernennung zum Lebenszeitbeamten geht eine dreijährige Probezeit
vorausr auf die die als wissensdraftlicher Ass,istent oder die im
Staatsdienst verbradrte Zeit angeredrnet werden kann.
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e) Es gilt das gleiche wie bei den wissensdraftlidren Assistenten.

f) Die akademisdren Räte und Kustoden unterstehen den Weisungen
der Institutsleitung; soweit ihnen die Sorge für den Sadrbestand der
Institute übertragen ,ist, sind sie audr gegenüber der Hodrsdrulver-
waltung verantwortlidr.

g) Ein eigener Sadretat wird nidrt zur Verfügung gestellt. Die Mit-
benutzung der Einridrtungen eines Instituts zur eigenen wissen-
sdraftlidren Arbeit soll aber gesichert werden; Näheres bestimmt die
Institutsleitung.
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III. Wissensdraftlictre Angestellte :

Für spezielle Aufgaben, z. B. Hilfsfunktionen bei mittel- und länger-
fristigen Forsdrungsaufgaben, bedürfen die Hochschulen in zuneh-
mendem Maße Stellen für wissensdraftlidre Angestellte, insbesondere
in den Bereidren der Medizin, der Naturwissenschaften und der
Ingenieurwissensdraf ten.

Diese Stellen bieten zudem den Vorteil, daß sie mit qualifizierten
Personen besetzt werden können, die zwar eine abgesdrlossene wis-
sensdraftliche Ausbildung besitzen, ohne aber die übrigen Voraus-
setzungen für die Ernennung zum Beamten zu erfüllen. Audr kann
durdr die Einstellung von Angestellten für Forsdtungstätigkeiten die
anzustrebende Durdrlässigkeit zu Forsdrungseinrichtungen außerhalb
der Hodrsdrulen gefördert werden.

Hinsidrtlidr der Vergütung der Angestellten wird auf 6ls Fmpfeh-

lungen zum Ausbau der Forsdrungseinridrtungen außerhalb der Hodt-
schulen verwiesen. *)

.) Diese Empfehlungen werden demnädtst veröflentlidrt.
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IV. Folgende Stellenarten entfallen künftig:

I. Außerordentlidre Professoren als Lehrstuhlinhaber.

Notwendig sind Uberleitungsbestimmungen, welche die akademi-
sdren und beamtenmäßigen Redrte der bisherigen Extraordinarien in
vollem Umfang wahren.
Denkbar ist folgende Regelungr Die außerordentlictren professoren,
die persönliche Ordinarien sind, werden unter Umwandlung ihrer
Stellen als ordentlidre Professoren übergeleitet. Bei den übrigen
außerordentlidren Professoren werden die Hodrsdrulen und die Kul-
tusministerien im Einzelfall prüfen, ob ihre Uberleitung als ordent-
lidre Professoren oder die Belassung in ihrer beamten- und korpo-
rationsredrtlidren Stellung in Fnage kommt. Haushaltsmäßig werden
diese Stellen mit einem kw- bzw. ku-Vermerk zu versehen sein.

2. ,Wissensöaftli&e Räte und Professoren" und ,Abteilungsvor-
steher und ProfessoreD.'.

Sie werden in außerordentlidre Professuren der hier vorgesdrlage-
nen Art übergeleitet.

3. Außerplanmäß,ige Professoren, die als solche in einem Beamten-
verhältuis stehen.

Die Hodrsdrulen und die Kultusministerien prüfen im Einzelfall, ob
ihre Uberleitung in die neuartige außerordentliche Professur oder
die Belassung in ihrer bisherigen Stellung in Frage kommt.
Die Bezeichnung ,außerplanmäßiger Professor, ist in Zukunft ein
akademisdter Titel, der auf Antrag der Hodrsdrule bewährten
Dozenten verliehen wird, ohne daß sidr daraus beamten- und besol-
dungsmäßige Redrte herleiten.

4. DiätendozenteD.

Die Stellenbezeidrnung ist in Hochsdruldozenten umbenannt.
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C.

Die in Absdrnitt B ausgesprodrenen Empfehlungen haben zunädrst
Modelldrarakter, da ihre Verwirklidrung Anderungen im Beamten-
rechtsrahmengesetz des Bundes und in den Beamtengesetzen der
Länder notwendig madrt. Das gilt zum Beispiel für den Fortfall der
Extraordinariate der bisherigen Art und die Stellung der außer-
ordentlidren Professoren der hier vorgesdrlagenen Art oder für die
Zahlung einer angemessenen Abfindung beim Widerruf des Beamten-
verhältnisses eines Hodrsdruldozenten.

Audr der Prozeß der in Absdrnitt A angedeuteten Reorganisation der
Hochsdrulen und ihrer Institute wird geraume Zeit in Ansprudt
nehmen.

Die Hochsdrulen und die Hodrschulverwaltungen sollten sidt jedoch

schon jetzt in ihren Planungen auf die in diesen Empfehlungen dar-
gelegten Ziele einstellen, namentlidr also auf die Einridrtung weiterer
Extraordinariate der bisherigen Art verzidrten' Auch bei der Arbeit der
Gründungsausschüsse neuer Hodrsdrulen sollten diese Empfehlungen
als Beitrag zu der von ihnen besonders zu fördernden Hochschul-

reform berüd<sidrtigt werden.

18





Bundesdructerei Bonn 19641 1.65


